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PRAXISPROBLEM

Was ist der Fortbestand des Bausparvertrags wert?

|  Das Interesse daran, den Fortbestand des Bausparvertrags feststellen zu 
lassen, ist gemäß §§ 3, 9 ZPO auf den dreieinhalbfachen Jahreszinsertrag 
des Bausparguthabens zu bestimmen, von dem mit Rücksicht auf die posi-
tive Feststellungsklage ein Abzug von 20 Prozent vorzunehmen ist. Das hat 
jetzt der BGH entschieden.  |

Relevanz für die Praxis
Vor dem Hintergrund der Niedrigzinsphase wird oft um die Berechtigung von 
Kündigungen eines höher verzinsten Bausparvertrags gestritten. Der BGH 
hat den Bausparkassen unter bestimmten Voraussetzungen das Recht zur 
Kündigung eingeräumt (BGH FMP 17, 97). 

Wird der Rechtsanwalt in diesem Zusammenhang tätig, stellt sich die Frage, 
von welchem Wert auszugehen ist. In der Instanzrechtsprechung wurde diese 
Frage bisher unterschiedlich beantwortet. Teilweise wurde auf den Nennwert 
der Bausparsumme abgestellt, teilweise auf das tatsächliche Bauspargutha-
ben, wieder andere sahen den Darlehensanspruch als relevant an und eine 
letzte Gruppe in verschiedenen Varianten den tatsächlich im Streit befindli-
chen Zinsanspruch. Der BGH (21.2.17, XI ZR 88/16, Abruf-Nr. 195009) folgt nun 
einer zinsorientierten Sicht und stellt auf §§ 3, 9 ZPO ab. 

PRAXISHINWEIS  |  Für die Wertfestsetzung gemäß § 3 ZPO ist das objektiv zu 
ermittelnde wirtschaftliche Interesse des Klägers maßgeblich. Es obliegt Ihnen 
als Rechtsanwalt, dieses Interesse darzulegen. Dann erscheint auch eine abwei-
chende Wertfestsetzung möglich. 
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Abruf-Nr.  195009

VERFAHRENSEINSTELLUNG UND AUSLAGENERSTATTUNG

Munition für Verteidiger: Verletzung des  
Willkürverbots bei Ermessensnichtgebrauch 
von RA Detlef Burhoff, RiOLG a. D., Münster/Augsburg

|  Oft schwingen die Instanzgerichte nach der Einstellung des Verfahrens 
wegen eines Verfahrenshindernisses die „Auslagen- und Kostenkeule“ bzw. 
man hat den Eindruck, dass nach dem Grundsatz verfahren wird: „Wenn wir 
Dich schon nicht verurteilen können, dann wollen wir Dich wenigstens  
finanziell bestrafen.“ Munition im Kampf der Verteidiger gegen diese Praxis 
liefert nun das BVerfG.  |

Sachverhalt
Die Staatsanwaltschaft hatte dem ehemaligen Angeklagten u. a. eine Urkun-
denfälschung zur Last gelegt. Das AG hat ihn verurteilt. Nach der Sprungre-
vision hat das OLG das Verfahren auf Kosten der Staatskasse eingestellt, da 
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